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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/09799/21

Bereich 35 - Mobilität
Herr Pusch Datum: 

24.11.2021

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Vereinbarung zur Zusammenarbeit im Rahmen einer Regionalen Mobilitätsentwick-
lungsplanung

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

Ö 14.02.2022 Ausschuss für Mobilität

N 01.03.2022 Verwaltungsausschuss

Ö 02.03.2022 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:
Der Landkreis und die Hansestadt Lüneburg haben im „Lüneburg-Vertrag 2020-2029“ u. a. 
die zukünftige Zusammenarbeit in Fragen der Mobilitätsentwicklung geregelt. Darin wird un-
ter anderem festgestellt, dass alle Entwicklungen mit dem Ziel einer modernen Verkehrspoli-
tik nur gemeinsam bewältigt werden können. Landkreis und Hansestadt Lüneburg haben in 
2021 in ihren Gremien dementsprechend Beschlüsse zur Aufstellung von zukunftsweisenden 
Mobilitätsplanungen gefasst, beim Landkreis zum „Mobilitätsgutachten“ (siehe dortige Vorla-
ge 2021/454) und bei der Hansestadt zum NUMP, dem „Nachhaltigen Urbanen Mobilitäts-
plan“ (siehe Vorlage VO/9480/21). 

Zur Koordination beider Planungen und zur Erzielung gegenseitiger Synergien der ineinan-
dergreifenden Gutachten ist der Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung vorgesehen. Die-
se ist als Anlage beigefügt und soll als Grundlage für die koordinierte Erstellung der Gutach-
ten dienen. Der Kreistag hat dem Abschluss der Vereinbarung in seiner Sitzung am 
21.12.2021 bereits zugestimmt.

Landkreis und Hansestadt Lüneburg nutzen zusätzlich den Mobilitätsgrundsatzausschuss 
zur Verständigung auf gemeinsame Zielsetzungen für beide Gutachten. Die Leistungsver-
zeichnisse werden in enger Abstimmung erarbeitet und für eine gemeinsame Ausschreibung 
verschmolzen. Anschließend wird eine Befassung des städtischen Mobilitätsausschusses 
erfolgen.

Die konkreten Anforderungen der Hansestadt Lüneburg werden derzeit erarbeitet. Ferner hat 
der Landkreis Lüneburg zur Vorbereitung bereits einen Rechtsanwalt beauftragt, der das 
Ausschreibungsverfahren für beide Parteien durchführen soll.
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Für beide oben genannten Mobilitätsgutachten soll darüber hinaus ein einheitliches Pla-
nungsbüro engagiert werden, damit die Konzepte aus einer Hand und mit dem Blick auf the-
matische Verflechtungen bearbeitet werden. Damit verbindet sich die gemeinsame Heraus-
forderung, die Themen Mobilität, im Sinne des Bedürfnisses nach örtlicher Veränderung, und 
Verkehr, im Sinne der verschiedenen Verkehrsträger, -formen und -infrastrukturen, ein-
schließlich der jeweiligen Verkehrsregeln gemeinsam zu denken. Nach einer Bestandsanaly-
se und Zieldefinition sind die ineinandergreifenden Systeme der beiden Partner in einem 
integrierten Ansatz zusammenzuführen. Beide Gutachten münden so in gemeinsamen Maß-
nahmenpaketen und Handlungskonzepten zur Erreichung einer zukunftsorientierten, nach-
haltigen Mobilität im Landkreis und der Hansestadt Lüneburg.

Landkreis und Hansestadt Lüneburg beauftragen und finanzieren ihre Gutachten jeweils ge-
trennt. An den Kosten des Ausschreibungsverfahrens beteiligt sich die Hansestadt Lüneburg 
zu einem Drittel. Grundlage dafür ist das Verhältnis der Einwohnerzahlen, aber auch die Tat-
sache, dass der Landkreis Lüneburg ÖPNV-Aufgabenträger für alle Einwohner:innen des 
Landkreises ist.

Anlage/n:
Entwurf der Verwaltungsvereinbarung

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 59 €

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:10.000€

c)  an Folgekosten: 300.000 €

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Unter Vorbehalt der Zustimmung zum Haushaltsplan 2022
Teilhaushalt / Kostenstelle: KS 34050 „Mobilität“  
Produkt / Kostenträger: KT 54700104 „Ganzheitliche Verkehrskonzepte“
Haushaltsjahr: 2022

e)  mögliche Einnahmen:

Klimaauswirkungen bewerten

a) Mehrfachnennungen sind möglich.

X   Neutral (0): durch die zu beschließende Maßnahme entstehen keine CO2-Emissionen

□   Positiv (+): CO2-Einsparung (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr und/oder

□   Negativ (-): CO2-Emissionen (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr

b)  
□   Die Klimaauswirkungen des zugrundeliegenden Vorhabens wurden bereits in der Be-

schlussvorlage VO/__________ geprüft.
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c) Richtlinie der Hansestadt Lüneburg zur nachhaltigen Beschaffung (Beschaffungsrichtlinie)

□   Die Vorgaben wurden eingehalten.
□   Die Vorgaben wurden berücksichtigt, sind aber nur bedingt anwendbar.
oder
X   Die Beschaffungsrichtlinie ist für das Vorhaben irrelevant.

Auswirkungen auf die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs erläutern

Ziel
Auswirkung 
positiv (+)
und/oder
negativ (–) 

Erläuterung der Auswirkungen

1

Umwelt- und Klimaschutz 
(SDG 6, 13, 14 und 15) + / - Aus den dem NUMP folgenden Maßnahmen sind zum Teil 

Investitionen abzuleiten, welche direkte negative Auswir-
kungen auf die Umwelt und das Klima haben werden. Die-
se Maßnahmen investieren aber langfristig in eine nachhal-
tigere Mobilität, welche dauerhaft überwiegen soll. Durch 
die Beauftragung selbst entstehen keine nennenswerten 
Klimaauswirkungen.

2 Nachhaltige Städte und 
Gemeinden (SDG 11)

3 Bezahlbare und saubere 
Energie (SDG 7)

4 Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion (SDG 12)

5 Gesundheit und Wohlerge-
hen (SDG 3) 

6 Hochwertige Bildung
(SDG 4)

7 Weniger Ungleichheiten
(SDG 5 und 10)

8 Wirtschaftswachstum
(SDG 8)

9 Industrie, Innovation und 
Infrastruktur (SDG 9)

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs leiten sich eng aus den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 
Goals, SDG) der Vereinten Nationen ab. Um eine Irreführung zu vermeiden, wird durch die Nennung der UN-Nummerierung in 
Klammern auf die jeweiligen Original-SDG hingewiesen. 

Beschlussvorschlag:
Die Verwaltung wird beauftragt, die „Vereinbarung zur Zusammenarbeit im Rahmen einer 
Regionalen Mobilitätsentwicklungsplanung von Hansestadt Lüneburg und Landkreis Lüne-
burg“ mit dem Landkreis Lüneburg zu unterzeichnen.

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
des Proto-

kollf.

1

2

3

4



4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
DEZERNAT III
Bereich 32 - Ordnung
Bereich 34 - Klimaschutz und Nachhaltigkeit



   

 

Vereinbarung 

 

zur Zusammenarbeit im Rahmen einer Regionalen Mobilitätsentwicklungsplanung 

von Hansestadt Lüneburg und Landkreis Lüneburg 

 

 

Präambel 

 
Landkreis und Hansestadt Lüneburg haben im „Lüneburg-Vertrag 2020-2029“ die zukünftige 
Zusammenarbeit in Fragen der Mobilitätsentwicklung geregelt. Landkreis und Hansestadt 
Lüneburg stellen darin unter anderem fest, dass alle Entwicklungen mit dem Ziel einer 
modernen Verkehrspolitik nur gemeinsam bewältigt werden können.  
 
Landkreis und Hansestadt Lüneburg haben in 2021 in ihren Gremien Beschlüsse zur 
Aufstellung von zukunftsweisenden Mobilitätsplanungen gefasst, beim Landkreis zum 
„Mobilitätsgutachten“ und bei der Hansestadt zum „Nachhaltigen Urbanen Mobilitätsplan“. 
Gegenstand dieser Vereinbarung ist die Koordination beider Verfahren, um gegenseitig 
Synergien zu nutzen. 

 

§ 1 

 

Gemeinsame Zielsetzung 

 

Landkreis und Hansestadt Lüneburg verständigen sich im Mobilitätsgrundsatzaus-
schuss auf gemeinsame Zielsetzungen für beide Gutachten. Sie beschließen über die 
Grundsätze der Leistungsverzeichnisse. 

 

§ 2 

 

Ausschreibung der Gutachten 

 

1. Landkreis und Hansestadt Lüneburg vergeben je für sich getrennt ihre Gutachten. 
Sie legen die Leistungsverzeichnisse entsprechend der Grundsätze nach § 1 fest. 

 

2. Im Vergabeverfahren wird eine einzige Ausschreibung veröffentlicht, die beide 
Gutachten beinhaltet. Somit sollen beide Gutachten aus einer Hand durch ein 
Büro bearbeitet werden. 

 

3. Das Vergabeverfahren wird durch den Landkreis Lüneburg durchgeführt. Er kann 
sich eines Dienstleisters bedienen. An der Vergabeentscheidung wirken Landkreis 
und Hansestadt Lüneburg gleichberechtigt mit. 

 

4. Die Hansestadt Lüneburg wird an allen Vergabeschritten beteiligt. Sie erhält 
Leserechte im Vergabeportal. 
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§ 3 

 

Beteiligung 

 

1. Im Rahmen der Gutachtenaufstellung ist eine partizipative Öffentlichkeitsbeteiligung 
vorzusehen, welche an die Erfahrungen des Integrierten Mobilitätskonzeptes des Landkreis 
Lüneburg und der Leitbildentwicklung für ein Integriertes Stadtentwicklungskonzept der 
Hansestadt Lüneburg anschließt. 

 

2. Die beiden Ausschüsse für Mobilität von Landkreis und Hansestadt Lüneburg sowie der 
gemeinsame Mobilitätsgrundsatzausschuss bilden die zentralen Begleitgremien der 
Gutachtenaufstellung und sind in den Zielfindungsprozess einzubinden. 

 

§ 4 

 

Kostenteilung 

 

Landkreis und Hansestadt Lüneburg tragen ihre Kosten selbst. Kosten des 
Vergabeverfahrens entfallen zu 2/3 auf den Landkreis Lüneburg und zu 1/3 auf die 
Hansestadt Lüneburg. 

 

 

 

Lüneburg, ___________________  Lüneburg, ____________________ 

 

 

 

_____________________________  ______________________________ 

 

Landkreis Lüneburg     Hansestadt Lüneburg 

Jens Böther      Claudia Kalisch 

Der Landrat      Die Oberbürgermeisterin 
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